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Inhalt: | verwaltung wartet. Sondern es wird von Nutzen ſein, wenn die 

. ; ; Regierung wenigſtens überall die Juitiative ergreift und die großen 
ao Ne et ee > Netze zeichnet, in denen ſich die Linien der local und perſönlich indivi⸗ 
Mittheilungen aus der Praxis: dualiſirten Selbſtverwaltung dann ſicher bewegen können. Ob aber nun 
Verpflichtung des Landes Vorarlberg zur Zahlung der Koſten für die Abhaltung Regierung oder Selbſtverwaltung: immer wird die Verwaltung von dem 
der Bezirks⸗Lehrerconferenzen. Grundprincipe ihrer Berechtigung auf dieſem Gebiete auszugehen haben. 
Bei Ausgaben, zu deren Leiſtung das Land nach dem ar e iſt, Sie wird dort nichts zu ſuchen haben, wo die individuelle Geſundheit 
fob der e er iplche Mise, Hepblt, wee | Frage kommt, die der freien Selbſtbeſtimmung des Individuums 
Gefen Verorduungen. überlaſſen bleibt. Wo dagegen die Kräfte der Natur oder des Einzelnen 
Pe e 5 die öffentliche Geſundheit bedrohen, und wo der Einzelne nicht mehr im 
Erledigungen. Stande iſt, ſich durch eigene Kraft die Vorbedingungen für ſeine Geſund⸗ 


heit zu ſchaffen, da wird die Verwaltung eingreifen müſſen. 
Es iſt nun nicht zu läugnen, daß der hygieniſch⸗demographiſche 
Der hygieniſch-demographiſche Congreß und die Congreß ſehr wichtige Fragen abgehandelt hat, in welchen die mannig⸗ 


fachſten Berührungspunkte mit der Verwaltung gelegen ſcheinen, und 

Herwaltung. bezüglich deren es unſeres Erachtens nicht verlorene Mühe wäre, wenn 
Von Dr. M. Ertl. ſich die Verwaltungsbeamten ein bischen mit denſelben beſchäftigen wollten. 
1 Dabei denken wir nicht allein an die eigentlichen Schlußfaſſungen und 


Reſolutionen des Congreſſes. Auch die bloßen Anregungen, welche manche 
Vorträge enthielten, würden mitunter verdienen, von der Verwaltung 
aufgegriffen und als Directive benützt zu werden. Wenn z. B. Profeſſor 
{ 2 5 g Se \ Brouardel in feinem Vortrage ) ſchilderte, um wie viel zahlreicher 
ſchaft und Praxis veranlaßt, bei dieſer Gelegenheit ihre Anſichten über die beſtändigen Opfer des im Stillen wüthenden Typhus gegenüber 
viele der wichtigſten Probleme des menſchlichen Geſellſchaftslebens zu jenen einer vorübergehenden Choleraepidemie find, und wenn feine 
äußern, ſondern auch in der erweckten Aufmerkſamkeit der großen Maſſen, praktiſche Erfahrung ihn lehrte, daß etwa 90 PCt. aller Fälle von 
in dem belebten allgemeineren Intereſſe an den Fragen der Hygiene und Abdominaltyphus auf ſchlechtes Trinkwaſſer zurückzuführen ſeien, ſo wird 
Bevölkerungskunde, in der erzieheriſchen Thätigkeit für das Volk einen diefe Belehrung als eine für die Verwaltung ſehr wichtige Richtſchuur 
großen Erſolg errungen. i in der Frage der Waſſerverſorgung und der Ableitung der Abfallwäſſer ?) 

Denn jedes Geſundheitsweſen beruht am Ende auf dem beginnen⸗ angeſehen werden müſſen. Und wenn es ſich darum handelt, die Anlage 


den Verſtändniſſe des Volkes, daß die Geſundheit der einen Claſſe die eines Leichenhofes zu conceſſtoniren, wird der zu der betreffenden Com⸗ 
Bedingung für die Geſundheit der anderen wird, und es kann ſich nun 


dort entfalten, wo der Einzelne nicht nur auf feine eigene, ſondern auch 
auf die öffentliche Geſundheit bedacht wird. 


Der VI. internationale Congreß für Hygiene und Demographie, 
welcher in der Zeit vom 26. September bis 2. October in Wien 
tagte, hat nicht nur eine Reihe von angeſehenen Vertretern der Wiſſen⸗ 


) „Des modes de propagation de la fievre typhoide,“ gehalten in der 

Fe ee e des Eongreſſes am 26. September. Man vergl. 

90 1 ee n 11 darüber Nr. 2 des „Tageblatt des VI. intern. Congr. f. Hyg. u. Demogr. zu 

Finden ſich ſelbſtloſe Männer, welche bie Arbeit . Lebens Wien 1887“, herausgegeben von der Organiſationscommiſſion des Congreſſes 

daranſetzen, um nicht nur (wie bislang die Mediein) die Bedingungen Da der Rechenſchaftsbericht des Congreſſes (Compte rendu) erſt ſpäter erſcheint, 

des Geſundwerdens, ſondern vor Allem jene des Geſundbleibens zu eitiren wir, wo nicht gedruckte Referate vorliegen, das „Tageblatt“. 

ſtudiren, und findet ſich jenes hochentwickelte und reife Volk, welches dem ) Vgl. Gärtner „Ueber die Beurtheilung der hygien. Beſchaffenheit 

e , . è ber Mfenkdat, (at 

bleibt eigentlich nur Eines übrig, um e Ee gedeihlichen öffentlichen Zuſammenhang der Waſſerverſorgung mit der Entstehung und Ausbreitung von 

Geſundheitsweſen zu gelangen. Und das iſt die Verwaltung. Infectionskrankheiten und die hieraus in hygieniſcher Beziehung abzuleitenden 

Man hat auf dem Gebiete der Geſundheitspflege fo recht eigent⸗ Forderungen“. (Heft IL.) König „Gegenwärtiger Stand der Reinigung der Ab⸗ 

lich die Domäne der Selbſtverwaltung finden wollen, und es iſt wahr, leieht ng der ie . e en en 

daß an ſich vielleicht keine andere Verwaltungsaufgabe der Selbſtver⸗ state in England of the purification of sewage an the utilisation of human 

waltung ſo nahe liegen würde, wie das Geſundheitsweſen. Denn nicht | exeremente with special reference to the prevention of river pollution, and on 

leicht iſt ein anderer Zweig der Verwaltung jo ſehr von individuellen | the legislation connected therewith“. (Heft III.) Durand⸗Claye „Quelles 
und localen Nebenbedingungen beeinflußt. Dennoch wird man bei Ben | 
Charakter der öſterreichiſchen Bevölkerung und bei deren überkommener 


experiences a-t-on faites jusqu’ à present des systemes Waring et Shone, et 
dans quel rapport se trouvent-elles, quant a la pratique, par egard a Y’hygiene, 
Erziehung nicht gut thun, wenn man auf die heranwachſende Selbſt⸗ 


& Ia partie technique et financiere, avec le systeme des egouts a grande eau 9“ 


(Seit IV.) 


miſſion beizuziehende Bezirksarzt ſehr gut thun, wenn er ſich außer an 
das Hofkanzleidecret vom 23. Auguſt 1784 und an die folgenden alten 


190 


Verwaltungsgebiet. Nicht leicht kann nämlich ein Gegenftand gefunden 
werden, bei dem die in der Statiſtik gelegene Maſſenbeobachtung und 


Hofdecrete, welche ihm die Berückſichtigung der Lage des Platzes, des die in den einzelnen Verwaltungsacten gebotene individuelle Aufbereitung 
Quelleulaufes u. ſ. w. vorſchreiben, noch nebenbei an die Mittheilung und Controle des Materials ſich fo innig bedingen und ergänzen würde, 
Pettenkofer's ) erinnert, daß das Waſſer aus Brunnen, welche auf als gerade in der modernen ſocialen Verſicherung. Alle einzelnen Be⸗ 
Friedhöfen gegraben find, in der Regel viel reiner ſei, als jenes aus ſtimmungen des Kranken- und Unfallverſicherungsgeſetzes find geradezu 
Brunnen in der von Lebenden bewohnten, ſonſt gleich beſchaffenen Um⸗ auf die ſtatiſtiſche Grundlage angewieſen; ohne eine Statiſtik der Krank⸗ 
gebung. Auch für jene Bezirkshauptmannſchaft, welche nach dem Geſetze | heitsfälle, der Krankheitsdauer, der Unfälle, der Unfallsfolgen u. ſ. w. 


vom 30. April 1870 die gehörige Handhabung der auf das Begräbniß⸗ 
weſen und die Begräbnißplätze erlaſſenen geſetzlichen Vorſchriften über⸗ 
wacht, wird die Mittheilung Pettenkofer's ) von Nutzen fein können, 
daß die durch Röhren angeſogene und unterſuchte Gräberluft frei von 
Mikroorganismen, nicht nur von pathogenen, ſondern auch von ſonſtigen 
Spaltpilzen gefunden wurde. Desgleichen wird es gewiß förderlich für 
die Verwaltung ſein, wenn dieſelbe bei der Handhabung des Seuchen⸗ 
weſens ſich an den Grundſatz Virchow's „) erinnert, immer fo vorzugehen, 
als wenn die Ergebniſſe der bakteriologiſchen Forſchungen eigentlich ſchon 
feſtſtehende wären. Denn die „Gefahr“, daß die größeren Städte ihre 
ſanitären Einrichtungen längſt getroffen haben, bevor von der Bakterio⸗ 
logie die eigentliche Vorfrage gelöſt iſt, ſcheint uns keine ſo große gegen⸗ 
über den Bedenken, welche das Ignoriren der ſchon zweifellos theilweiſe 
erwieſenen mikrobiſchen Einflüſſe erwecken müßte. 

Die Verhandlungen der demographiſchen Section, welche 
als „IV. demographiſcher Congreß“ im Rahmen des Sefmmngufe | 
tagte, haben für uns zwar nur ein ſecundäres Intereſſe, verdienen aber 
dennoch nicht, hier ganz außer Acht gelaſſen zu werden. Wir wollen 


läßt ſich eine erſprießliche Durchführung jener wichtigſten unſerer moder⸗ 
nen Verwaltungsgeſetze, die Berechnung der Formeln, die Aufſtellung 
eines Prämientarifes, die Claſſification der Betriebe, die Beſtimmung 
der Prämie nach der Lohnquote u. ſ. w. gar nicht denken. Umgekehrt 
darf man ſagen, daß faſt bei keinem Verwaltungsacte ſo nebenbei und 
zugleich ſo werthvolles ſtatiſtiſches Material gewonnen werden kann, wie 
eben bei der Handhabung dieſer Verſicherungsgeſetze. Wenn daher der 
demographiſche Congreß es für geboten erachtete, „daß jede die Orga⸗ 
niſation des Hilfscaſſenweſens begründende Geſetzgebung auch Beſtim⸗ 
mungen über die Gewinnung und Sammlung des bezüglichen ſtatiſtiſchen 
Materiales aufſtelle und eine einheitliche amtliche Aufarbeitung dieſes 
arbeitsſtatiſtiſchen Materiales erfolge,“ ſo wird die ſociale Verwaltung, 
indem ſie dieſem Wunſche des Congreſſes nachkommt, damit nicht nur 
ein akademiſches, wiſſenſchaftliches Intereſſe befriedigen, ſondern für ihre 
eigene Thätigkeit die Baſis ſchaffen. 

Ein Thema aus den Arbeiten der demographiſchen Section her⸗ 
vorzuheben ſei uns noch geſtattet, weil die Erörterung desſelben manche 
für die Verwaltung fruchtbare Thatſachen aufgezeigt hat: das Thema 


natürlich von Vorträgen wie etwa jenem über den Zuſammenhang der der unehelichen Geburten. Zunächſt iſt dabei durch das Referat von 
Sonnenflecken mit der Sterblichkeit?) ganz abfehen, welcher, wenn es Profeſſor Pilat ) — allerdings blos unter dem Geſichtspunkte der 
vielleicht einmal zu einer kosmiſchen Verwaltung kommt, ganz praktiſche ſtatiſtiſchen Erfaſſung der unehelich Geborenen — neuerdings auf den 


Fingerzeige enthalten kann; aber auch jene Vorträge und Beſchlüſſe, 
welche ſich auf unſeren armen Erdball beſchränkten, gehen doch erſt 
darauf aus, die Verbeſſerung der Erkenntnißmittel für die Geſetze des 
Geſellſchaftslebens anzuſtreben, welche Geſetze dann erſt wieder, wenn ſie 
feſtſtünden, für die praktiſche Verwaltung von Belang ſein könnten. Die 
Beſchlüſſe alſo, welche das Depouillement der Volkszählungen ), die 
Erforſchung-des-Moments-der-Vorerbung-durch-di italsverwaltungen 
bei Verfaſſung ihrer Morbiditäts⸗ und Mortalitätsſtatiſtik ), die Inven⸗ 
tariſirung der Trauungs⸗, Geburts- und Sterbebücher ) u. ſ. w. be⸗ 
treffen, haben doch zunächſt nur für die ſtatiſtiſche Werkſtätte Bedeutung 
und können erſt ſpäter einmal durch ihre eventuellen Reſultate für die 
Verwaltung mehr Intereſſe gewinnen. Dennoch möchten wir an dieſer 
Stelle nicht unterlaſſen haben, auf den zunächſt für die Statiſtik werth⸗ 
vollen, aber für die Verwaltung, und zwar für die Aſſentcommiſſionen 
nicht genug zu empfehlenden Wunſch des demographiſchen Congreſſes 10) 
hinzuweiſen, es möge künftig in den Aſſentprotokollen nicht nur immer 
ein Gebrechen der untauglichen Rekruten, ſondern alle militäriſch rele⸗ 
vanten Gebrechen derſelben verzeichnet werden. 

Am nächſten berühren vielleicht noch die Verhandlungen der demo⸗ 
graphiſchen Section über eine Statiſtik der arbeitenden Claſſen 1) das 


) „Der hygieniſche Unterricht an Univerſitäten und techniſchen Hoch⸗ 
ſchulen,“ Vortrag, gehalten in der feierlichen Eröffnungsſttzung des Congreſſes 
am 26. September. Vgl. Nr. 2 des „Tageblatt“. 

) Ebendaſ. S. 19. 

5) Vgl. „Tageblatt“ Nr. 3, ©. 5. 

6) Goehlert „Die Sonnenflecken und die Sterblichkeit der Menſchen“. 
(Heft XXVII.) 

) Grimshaw „On the Methods of Drawing up Census Returns“. 
Köröſi „Die Verhandlungen und Beſchlüſſe des Internationalen ſtatiſtiſchen 
Inſtitutes in Betreff einer einheitlichen Aufarbeitung der Volkszählungen“. Der⸗ 
ſelbe „Borichlag einer einheitlichen Aufarbeitung communaler Volkszählungen“. 
(Heft XXII.) 

6) Beſchluß des demographiſchen Congreſſes ſiehe „Tageblatt“ Nr. 4, S. 6. 
Vgl. hiezu Weſtergaard „Einige Bemerkungen über den Einfluß der Vererbung 
auf die Sterblichkeit“. (Heft XXVII.) Presl „Die Todesurſachen in Oeſterreich 
während des Decenniums 1873 — 1882“. (Heft XXX.) Böckh „Die ſtatiſtiſche 
Meſſung des Einfluſſes der Ernährungsweiſe der kleinen Kinder auf die Sterb⸗ 
lichkeit derſelben“. (Heft XXVIII.) 

9) Vgl. den Vortrag von Inama⸗Sternegg im „Tageblatt“ Nr. 6, S. 9. 

10) „Tageblatt“ Nr. 4, S. 6. Vgl. darüber Myrdacz „Die Verbreitung 
der zu Kriegsdienſten untauglich machenden Gebrechen der Wehrpflichtigen in 
Oeſterreich⸗Ungarn“. (Heft XXV.) Ueber Belgien das Referat von Titeca, über 
die Schweiz das von Milliet (ſiehe „Tageblatt“). 

11) „Tageblatt“ Nr. 7, ©. 4. Vgl. dazu Juraſchek „Einfluß der Be⸗ 
rufsverhältniſſe auf Erkrankung und Sterblichkeit“. (Heft XXIII.) Mayr „Grund⸗ 
lagen für die Statiſtik der Verhältniſſe der induſtriellen Arbeiter mit beſonderer 


| tigen 
vorgelegte Arbeit **) gelegentlich der Beſprechung der Legitimation 


alten Uebelſtand der ſogenannten rituellen Ehen der Israeliten in 
Galizien hingewieſen worden. Dieſe Verbindungen, welche bekanntlich 
nicht als geſetzliche Ehen gelten, haben insbeſondere durch den Umſtand, 
daß die daraus hervorgegangenen Kinder als uneheliche angeſehen werden, 
die weiteſtgehenden ſocialen Uebelſtände im Gefolge, welchen endlich 
geſteuert werden ſollte. Es ſcheint faſt undenkbar, daß die Verwaltung 
nicht im Stande ſein ſollte, dieſem Uebelſtande abzuhelfen. 

Ferner glauben wir, einen für die Verwaltung ſehr wich⸗ 
Geſichtspunkt hier erwähnen zu ſollen, welchen eine dem Cougreſſe 


in Oeſterreich nebenher geltend macht. Durch den wenig ſtetigen 
Gang der geſetzlichen Beſtimmungen über die Legitimationsvorſchrei⸗ 
bung nämlich, welcher im Allgemeinen durch den Cultusminiſterial⸗ 
erlag vom 18. October 1851, den Juſtizminiſterialerlaß vom 
8. Jänner 1855, den Miniſterialerlaß vom 24. September 1857 
und die Miniſterialverordnung vom 12. September 1868 gekennzeichnet 
wird, hat ſich die Thatſache ergeben, daß die Eltern, welche dieſe Ver⸗ 
waltungsvorſchriften nicht kennen, die Kinder ſchon durch die nachfol⸗ 
gende Ehe ipso jure für legitimirt halten, während factiſch, ſolange 
die Vorſchreibung nicht durch die politiſche Behörde veranlaßt iſt, die 
Kinder im Taufprotokolle noch als uneheliche verzeichnet bleiben. Wenn 
der trauende Prieſter die Eltern, welche eine legitimirende Ehe ſchließen, 
zu den nothwendigſten Formalitäten verhalten würde, wäre einem Uebel⸗ 
ſtande leicht abgeholfen, der in ſpäteren Jahren oft kaum mehr zu 
beſeitigen iſt. 

Das dritte nicht zu überſehende Moment bei den unehe⸗ 
lichen Kindern ſcheint uns die Thatſache der häufigeren unehelichen 
Todtgeburten zu ſein. Bertillon hat in ſeinem Referate 1) unter⸗ 
ſucht, ob der elenden Lage der Mülter oder aber den Verbrechen dieſe 
Erſcheinung zuzuſchreiben ſei. Daß das Verhältniß der als todtgeboren 
regiſtrirten unehelichen Kinder, welche geathmet haben, jenes bei den 
ehelichen nicht übertrifft, ſcheint uns noch kein genügender Beweis dafür, 
daß Verbrechen ausgeſchloſſen ſeien. Damit darf ſich aber, wie wir 


Berückſichtigung der beim Hilfscaſſenweſen getroffenen Einrichtungen“, (Heft XXIV.) 
Rasp Vortrag über die ſtatiſtiſche Verwerthung der neuen Verſicherungsgeſetze 
in Deutſchland. Ertl „Das öſterreichiſche Unfallverſicherungsgeſetz“. Wien und 
Leipzig 1887. S. 28 ff. („Tageblatt“ Nr. 7, S. 4. 

12) Pilat „Die Statiſtik der illegitimen Kinder“. (Heft XXIX.) 

13) Ertl „Uneheliche Geburt und Legitimation. Ein Beitrag zur Beur⸗ 
theilung der unehelichen Geburtenziffer“. Dem IV. demographiſchen Congreſſe 
vorgelegt von der k. k. ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion. 5 

14) Bertillon „Les naissances illegitimes en France et dans quelques 
pays de I' Europe“. (Heft XXIX.) 


t 


glauben, die Verwaltung nicht beruhigen, und wir möchten dabei auf ein 
Moment hinweiſen, welches allmälig eine Klärung in dieſer Frage verſchaffen 
könnte. Wird nämlich die Einwirkung der Syphilis 1%) immer mehr 
unterſucht und läßt ſich wirklich die von Aerzten ſchon zugegebene That⸗ 
ſache ſtatiſtiſch erweiſen, daß ſyphilitiſche Eltern meiſt todtgeborene Kinder 
haben, ſo wäre, wie uns ſcheint, die Erklärung für die große Zahl 
der unehelichen Todtgeburten ziemlich naheliegend. Und für die Verwal⸗ 
tung hat unſeres Erachtens jeder nähere Aufſchluß über das ſociale 
Phänomen der unehelichen Geburten, welches bei der Regelung des 
Drehläden⸗, Findlings⸗, Gebärhaus⸗ und Kinderaſylweſens unbedingt 
gekannt ſein ſoll, eine große Bedeutung. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Verpflichtung des Landes Vorarlberg zur Zahlung der Koften für 
die Abhaltung der Bezirks⸗Lehrerconferenzen. 
Bei Ausgaben, zu deren Leiſtung das Land nach dem Geſetze ver⸗ 
pflichtet iſt, entzieht ſich die Frage, ob überhaupt eine ſolche Aus⸗ 
gabe gezahlt werden ſoll, der Beſchlußfaſſung des Landtages. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 19. October 1887 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die von dem k. k. Miniſterium 
für Cultus und Unterricht sub pr. 20. Juli 1887, 3. 108, wider 
das Land, refp. den Landesausſchuß Vorarlberg eingebrachte Klage auf 
Zahlung der Koſten der Bezirks⸗Lehrerconferenzen für die Jahre 1884, 
1885, 1886 und 1887 und auf Gerichtskoſtenerſatz, und über das 
darin geſtellte Begehren um ein Erkenntuiß des Reichsgerichtes: „Das 
Land Vorarlberg ſei ſchuldig, anzuerkennen, daß es pro 1884 den 
Betrag von 407 fl. 50 kr., pro 1885 den Betrag von 413 fl. 25 kr., 
pro 1886 den Betrag von 434 fl. 50 kr., pro 1887 den Belrag von 
400 fl. (auf welche Ziffer der Herr Regierungs vertreter bei der münd⸗ 
lichen Verhandlung vor dem Reichsgerichte den in der Klage auf 434 fl. 
50 kr. geſtellten Anſpruch herabgemindert hat) gegen Rechnungslegung 
über die zwei letzterwähnten Jahresbeträge an Koſten für die Abhaltung 
der Bezirks⸗Lehrercouferenzen in Vorarlberg zu beſtreiten habe und dem⸗ 
gemäß die für die Jahre 1886 und 1887 entfallenden Beträge bei 
Execution zu bezahlen, hinſichtlich der für die Jahre 1884 und 1885 
entfallenden Beträge aber entweder die Zuſtimmung zu ertheilen, daß 
dieſelben aus den für dieſe Jahre eingehobenen und noch nicht an das 
Land abgeführten entſprechenden Eingängen an Landesumlagen berichtigt 

erden, oder aber dieſe Beträge gegen Ausfolgung beſagter Landes⸗ 
Aumlagen⸗Theilbeträge bei Execution zu bezahlen, und das Land Vorarl⸗ 
berg“ jet weiters verpflichtet, die zu liquidirenden Koſten dieſes Rechts⸗ 
ſtreites zu erſetzen“ — nach Anhörung des Herrn k. k. Miniſterialrathes 
Dr. Johann Ritter v. Spaun in Vertretung des k. k. Miniſteriums 
für Cultus und Unterricht, und des Herrn Advocaten Dr. Porzer 
als Vertreter des vorarlbergiſchen Landesausſchuſſes, zu Recht erkannt: 

„Das Land Vorarlberg iſt ſchuldig, binnen 14 Tagen bei Ver⸗ 
meidung der Execution für die Jahre 1884, 1885 und 1886 die 
Koſten für die Abhaltung der Bezirks⸗Lehrerconferenzen in Vorarlberg, 
und zwar für das Jahr 1884 im Betrage von 407 fl. 50 kr., für 
das Jahr 1885 mit 413 fl. 25 kr. und für das Jahr 1886 mit 
434 fl. 50 kr. an das k. k. Aerar zu zahlen, und dem k. k. Miniſterium 
des Unterrichtes die Koſten dieſes Proceſſes in dem von demſelben ange⸗ 
ſprochenen Betrage von 20 fl. zu erſetzen. 

In Betreff der Forderung auf Erſatz der Koſten für die Bezirks⸗ 
Lehrerconſerenzen für das Jahr 1887 wird das Klagebegehren derzeit 
zurückgewieſe!“ — Gründe: 

Durch die beiderſeitigen Streitſchriften und Zugeſtändniſſe iſt der 
factiſche Klagegrund dahin richtiggeſtellt, daß der vorarlbergiſche Landes⸗ 
ausſchuß und Landtag ſeit dem Jahre 1882 die Prüfung der von der 
Landesſchulbehörde vorgelegten Präliminarien und ſohin die Zahlung 
der Koſten für die Bezirks⸗Lehrerconferenzen bei dem Landesfonde zu 
verweigern pflegte, und daß in Folge deſſen auch die für die Jahre 
1884 und 1885 wirklich aufgelaufenen diesfälligen Koſten im Betrage 
von 407 fl. 50 kr. für das Jahr 1884 und von 413 fl. 25 kr. für 


45) Vgl. Lang „Welche Garantien beſttzen die Staaten dafür, daß die 
zur ärztlichen Praxis berechtigten Sanitätsorgane mit der Kenntniß der Behand⸗ 
lung der ſyphilitiſchen Krankheiten auch vollkommen vertraut ſind?“ („Tageblatt“ 
Nr. 3, S. 5.) 
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das Jahr 1885 über Verfügung des Unterrichtsminiſteriums aus den 
landesfürſtlichen Steuercaſſen ausgezahlt worden ſind. 

Rückſichtlich der Jahre 1886 und 1887 hat zwar die Landes⸗ 
ſchulbehörde dieſe Koſten mit je 434 fl. 50 kr. für jedes derſelben 
präliminirt und die Präliminarien der Landesvertretung zur Genehmigung 
vorgelegt, dieſe aber die Genehmigung und Zahlungsanweiſung bei dem 
Landesfonde wieder verweigert. 

Das k. k. Reichsgericht muß nun auf Grund der beſtehenden 
Geſetze das Land Vorarlberg im Grundſatze als von Rechtswegen ſchuldig 
erkennen, dieſe Koſten zu zahlen; denn der § 45 des Reichs⸗Volksſchul⸗ 
geſetzes vom 14. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 62, hat die jährliche 
Abhaltung von Bezirks⸗Lehrercouferenzen geſetzlich vorgeſchrieben, und 
das Landesgeſetz für Vorarlberg vom 17. Jänner 1870, L. G. Bl. 
Nr. 14, hat im § 47 unter den nothwendigen Schulauslagen ſpeciell 
die Koſten der Abhaltung von Bezirks⸗Lehrerconferenzen einſchließlich 
der den Mitgliedern zu gewährenden Reiſekoſten⸗Entſchädigungen auf⸗ 
gezählt und im Schlußſatze angeordnet: „daß dieſe Koſten nach einem 
von der Landesſchulbehörde verfaßten und von der Landesvertretung 


genehmigten Präliminare aus Landesmitteln zu beſtreiten ſind“. 


Dieſer geſetzlichen Zahlungsverpflichtung kann ſich das Land Vorarl⸗ 
berg nicht entziehen, und zwar um fo weniger als der S 21 der vorarl⸗ 
berg. Landesordnung die dem Landtage im § 18 zugeſicherte Autonomie 
zu ſeiner Bewilligung von Landesausgaben ausdrücklich dahin eingeſchränkt 
hat: „daß der Landtag den Landesfond mit genauer Beobachtung der 
geſetzlichen Zwecke und Widmungen zu verwenden und verwalten hat“. 

Somit erſcheint die von dem geklagten Landesausſchuſſe gemachte 
Einwendung, daß die Verurtheilung eines Landes von Seite eines Gerichts⸗ 
hofes zur Zahlung von derlei Auslagen „einen Eingriff in deſſen ihm 
verfaſſungsmäßig zuſtehendes Recht involviren würde“, hinfällig. 

Die dagegen von dem Herrn Vertreter des geklagten Landesaus⸗ 
ſchuſſes bei der mündlichen Verhaudlung vor dem Reichsgerichte vor⸗ 
gebrachten Auseinanderſetzungen über das Landes⸗Budgetrecht des Land⸗ 
tages, wonach der letztere, gleichwie er zur Bewillung jeder Ausgabe 
im Principe und in der Ziffer berechtigt iſt, folgerichtig auch zur 
Verwerfung derſelben im Ganzen und betreffs der Ziffer befugt ſei, 
konnten von dem Reichsgerichte nicht zutreffend befunden werden. 

Nach der Natur der Sache müſſen nämlich bei Bewilligung der 
Ausgaben eines Landesbudgets zwei weſentlich von einander verſchiedene 
Kategorien dieſer Ausgaben auseinander gehalten werden. Die Eine 
derſelben ſind ſolche Ausgaben, zu deren Leiſtung dem Landtage im 
Voraus keine Pflicht zukommt, und mit deren Votirung er erſt den 
Rechtstitel zur Verausgabung ſchafft und zugleich die Ziffer beſtimmt. 

Die zweite Kategorie umſchließt aber ſolche Ausgaben, zu deren 
Zahlung der Landtag durch das Geſetz oder irgend einen anderen 
ſpeciellen Rechtstitel verpflichtet iſt. 

In Beziehung auf dieſe zweite Kategorie von Ausgaben ſteht dem 
Landtage nur die rechnungsmäßige Prüfung und die Feſtſtellung der 
Ziffer der zu leiſtenden Ausgabe, keineswegs aber eine Beſchlußfaſſung 
darüber zu, ob er eine ſolche Zahlung bewilligen wolle oder nicht. Es 
liegt nun auf offener Hand, daß es ſich im vorliegenden Falle um 
eine Ausgabe der zweiten Kategorie handelt, da nach der vorausgeſchick⸗ 
ten Erörterung hier ebenfalls ein bereits beſtehender ſpecieller Rechts⸗ 
titel, nämlich das Reichs⸗Volksſchulgeſetz vom 14. Mai 1869, R. G. Bl. 
Nr. 62, und das vorarlbergiſche Landesgeſetz vom 17. Jänner 1870, 
L. G. Bl. Nr. 14, vorliegt, welche das Land Vorarlberg zur Leiſtung 
dieſer Ausgabe verpflichten, und wonach ſich daher die Frage, ob eine 
ſolche Ausgabe in dem entſprechenden Ausmaße gezahlt werden ſoll, 
der Beſchlußfaſſung des Landtages entzieht. 

Der geklagte Landesausſchuß hat auch noch eine Einwendung 
gegen die Legitimation des Unterrichtsminiſteriums zur Einbringung 
dieſer Klage mit der Bemerkung erhoben, daß hiezu nur die einzelnen 
Lehrer legitimirt ſeien, welche an dieſen Conferenzen theilgenommen 
haben, weil ja nur dieſe zum Bezuge der in Rede ſtehenden Koſten 
befugt ſeien. Allein auch dieſe Einwendung wird durch das mehrgenannte 
vorarlbergiſche Landesgeſetz entkräftet, deſſen Schlußparagraph (8 53) 
den Unterrichtsminiſter mit der Durchführung dieſes Geſetzes beauftragt, 
ſomit denſelben auch berechtigt und verpflichtet hat, jede Landesvertretung, 
welche ſich weigert, die ihr kraft dieſes Geſetzes obliegende Verpflichtung 
zu leiſten, zur Erfüllung derſelben auf dem durch das Staatsgrundgeſetz 
über die Einſetzung des Reichsgerichtes dafür angezeigten Wege zu verhalten. 

Wenn hienach das Land Borarlberg zur Zahlung aller in Rede 


ſtehenden Koſten grundſätzlich ſchuldig erklärt werden mußte, fo war in 
Betreff der einzelnen Jahre, für welche dieſe Verurtheilung auszusprechen 
war, eine Unterſcheidung zu machen, einerſeits zwiſchen den Koſten für 
die Jahre 1884, 1885 und 1886, und anderſeits jenen für das Jahr 
1887. Für die drei erſtgenannten Jahre konnte die Verurtheilung zur 
ſogleichen Zahlung ausgeſprochen werden, weil dieſe Koſten für die 
Jahre 1884 und 1885 unbeſtritten in den zuerkannten Ziffern bereits 
von der k. k. Regierung an die betheiligten Lehrer ausgezahlt, für das 
Jahr 1886 aber, in welchem dieſe Lehrerconferenzen ebenfalls ſchon 
ſtattgefunden haben, dieſe Koſten in den zuerkannten Ziffern durch den 
vom Herrn Regierungsvertreter bei der mündlichen Verhandlung vor 
dem Reichsgerichte eingelegten Ausweis liquidirt erſcheinen. Alle oben 
zuerkannten Beträge wurden in Anſehung der Ziffern nicht beſtritten. 

Betreffs der Koſten für das Jahr 1887 aber konnte, wenn auch 
nach dem Vorausgeſchickten die geſetzliche Verpflichtung des Landes Vor⸗ 
arlberg zur Zahlung auch dieſer Koſten außer Zweifel ſteht, derzeit 
keine Verurtheilung zur ſogleichen Zahlung ausgeſprochen werden, weil 
dieſelben ziffermäßig noch nicht liquidirt erſcheinen. 

Die Verurtheilung des geklagten Landesausſchuſſes zum Erſatze 
der Proceßkoſten iſt dadurch begründet, daß derſelbe in der Hauptſache 
ſachfällig erklärt worden ift. 

(Entſcheidung des k. k. Reichsgerichtes vom 19. October 1887, Z. 163.) 


Geſetze und Verordnungen. 
1886. II. Semeſter. 


Poſt⸗ und Telegraphen⸗ Verordnungsblatt für das Verwaltungs⸗ 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

Nr. 142. Ausgeg. am 29. December. Einführung des Poſtpacket⸗ 
verkehres mit der Juſel Malta. H. M. Z. 47.532. 19. December. — Ausdehnung 
des Rückmeldungsverfahrens auf die mit Nachnahmen belafteten unbeſtellbaren 
Fahrpoſtſendungen und Poſtpackete im Verkehre mit dem Auslande H. M. 
3. 47.525. 20. December. — Anſatz des Umrechnungsergebniſſes auf den Poſt⸗ 
anweiſungen änien mit rother Tinte. H. M. 3. 47.966. 2 ber. 
— Rücknahme der Correſpondenzen oder Abänderung ihrer Adreſſen im Verkehre 
mit Braſtlien. H. M. Z. 47 892. 22. December. — Ermächtigung franzöſiſcher 
Poſtämter zum telegraphiſchen Poſtanweiſungsverkehre. H. M. Z. 48.289. 
23. December. 

Nr. 143. Ausgeg am 30. December. — Erſter Nachtrag zu dem inter⸗ 
nationalen Telegraphenreglement, ddo. Berlin, den 17. September 1885 und zu 
den dazu gehörigen Taxtabellen. H. M. Z. 45.059. 16. December. 

Nr. 144. Ausgeg. am 31. December. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Karapcziu am Serethfluſſe. H. M. Z. 48.110. 23. December. Aenderungen 
im Stande der öſterreichiſchen Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Linien⸗ 
netzes. H. M. Z. 47.623. 24. December. — Einſtellung des Fahrpoſtverkehres 
mit Bulgarien auf dem Donauwege. H. M. Z. 48.406. 25. December. — 
Dimenſionen der Druckſachen im internationalen Verkehre. H. M. Z. 39.274. 
28. December. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Landeshauptmanne in Oeſterreich ob der Enns 
P. Leonard Achleuthner, Abt des Benedictinerſtiftes in Kremsmünſter, das 
Komthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium des Innern 
Dr. Ottokar Weingartner Edlen von Münzberg den Titel und Charakter 
eines Sectionschefs taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Eharakter eines Hofrathes 
bekleideten Finanzprocurator in Trieſt Dr. Anton Verdin zum Rathe des 
Verwaltungsgerichtshofes ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Oskar Schießler anläßlich 
deſſen Penſionirung tagfrei den Adelſtand verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretär im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Auguſt Tauber von Tauben berg zum Statthaltereirathe in 
Steiermark ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Caſimir Grafen Bor⸗ 
kowski von Dunin zum Statthaltereirathe mit der Beſtimmung zur Leitung 
der Bezirkshauptmannſchaſt in Krakau ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector in 
Tarnow Karl Giln reiner anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und 
Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Rechnungsrath Joſeph Deſſelier zum Hof⸗ 
jeeretär des oberſten Rechnungshofes ernannt. 
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Erledigungen. 

Hauptſteuereiunehmersſtelle in der achten Rangsclaſſe, Steuereinnehmers⸗ 
ſtelle in der neunten, eventuell eine Hauptſteueramts Controlorsſtelle in der 
neunten Rangsclaſſe, eventuell Steueramtscontrolorsſtelle in der zehnten Raugs⸗ 
claffe gegen Caution, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 244.) 

Forſtinſpectionscommiſſär in der neunten Rangsclaſſe, eventuell Forſt⸗ 
inſpectionsadjunet in der zehnten Rangsclaſſe bei der politiſchen Verwaltung 
Dalmatiens, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 244.) 

Bezirkshauptmanns⸗, eventuell Statthaltereiſecretärsſtelle in Niederöſterreich 
in der ſiebenten, beziehungsweiſe achten Rangsclaſſe, bis 5. November. (Amtsbl. 
Nr. 245.) 

Finanzrathsſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe, eventuell eine Finanz⸗ 
ſecretärs⸗ oder Obercommiſſärsſtelle in der achten Rangsclaſſe, eventuell eine 
Finanzeommiſſärsſtelle in der neunten, oder eine Finanzconcipiſtenſtelle in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis Ende November (Amtsbl. Nr. 246.) 

Officialsſtelle bei den k. k. Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern Wiens in der 
zehnten Rangsclaſſe gegen Caution, eventuell Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangs⸗ 
claſſe, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 246.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei den politiſchen 
Behörden im Herzogthume Salzburg, eventuell Regierungsconcipiſtenſtelle in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 248.) 
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